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Antrag 

der Abgeordneten Silke Seif, Antje Müller-Möller, Stefanie Blaschka,  
Andreas Grutzeck, Nikola Tunići (CDU) und Fraktion 

Betr.: Kinder und ihre Familien im Bereich der Eingliederungshilfe besser 
unterstützen 

Kinder mit einer (drohenden) Behinderung haben besondere Bedürfnisse und brau-
chen verstärkt Unterstützung. Für sie und ihre Familien ist die Situation derzeit jedoch 
besonders schwierig, da es nicht ausreichend Kita-Frühförderplätze und Probleme mit 
den Betriebserlaubnissen für inklusiv arbeitende Kitas gibt. Um Kinder im Bereich 
Eingliederungshilfe zu betreuen, benötigt eine Einrichtung eine besondere Betriebser-
laubnis. Bestehende Betriebserlaubnisse wurden für einige inklusiv arbeitende Kitas in 
Hamburg von der Sozialbehörde aufgrund einer geänderten Rechtsauffassung einge-
schränkt. Kitas, die zuvor mit Ausnahmegenehmigungen Kinder mit Eingliederungshil-
fe betreuten, benötigen nun eine spezifische Betriebserlaubnis für die Eingliederungs-
hilfe, um diese Kinder weiterhin betreuen zu dürfen. Diese Änderung führt unter ande-
rem zu bürokratischen und baurechtlichen Hürden, die viele Träger nicht kurzfristig 
bewältigen können. In einigen Fällen droht dadurch, dass Kinder ihren Kita-Platz ver-
lieren. Bedingt durch einen schon lange anhaltenden Personalmangel in der Kita-
Aufsicht der Sozialbehörde dauern die Verfahren zur Erteilung oder Änderung einer 
solchen Betriebserlaubnis in der Regel viele Monate.  

Auch die große Anzahl an eröffneten Nachweisverfahren bei Gutscheinen der Einglie-
derungshilfe (EGH) ist ein weiteres Indiz dafür, wie angespannt die Lage für EGH-
Kinder und ihre Familien ist (vergleiche Drs. 23/51). Dies sind nur die gemeldeten 
Zahlen. Ein Kita-Platz-Nachweisverfahren muss erst angestrebt werden und fraglich 
ist, wie viele Familien diesen aufwendigen Weg überhaupt auf sich nehmen. Es ist 
daher davon auszugehen, dass die Dunkelziffer höher ist. 

Anstatt EGH-Kinder und ihre Eltern zu unterstützen, weil sie ohnehin mit besonderen 
Herausforderungen zu kämpfen haben, werden ihnen seitens Rot-Grün zusätzliche 
Steine in den Weg gelegt. Es gilt endlich eine Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für die Bildung, Betreuung und Förderung der Kinder mit (drohenden) Behinderungen 
zu gewährleisten. 

Die Bürgerschaft möge daher beschließen: 

Der Senat wird aufgefordert, 

1. eine Lösung zu erarbeiten, welche bestehende EGH-Betriebserlaubnisse als sol-
che mit allen Zuschlagsstufen anerkennt;  

2. in der Kita-Aufsicht zusätzliche Personalressourcen zu schaffen, die sich auf die 
prioritäre Bearbeitung der EGH-Betriebserlaubnisse fokussieren;  

3. Träger, die neue EGH-Plätze schaffen wollen, bei administrativen Fragen und 
Problemen stärker durch die Kita-Aufsicht zu unterstützen; 

4. der Bürgerschaft bis zum 31. Dezember 2025 zu berichten. 


